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AN DEN GROSSEN RAT DES KANTONS WALLIS








Sehr geehrter Herr Präsident,


Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,





Die Finanzkommission (Fiko), bestehend aus den nachfolgenden Abgeordneten: 





Albert Arlettaz


Präsident





Louis Ursprung


Vizepräsident





Norbert Brenner


Berichterstatter deutscher Sprache





Dominique Epiney


Berichterstatter französischer Sprache





Albert Bétrisey





Christoph Bürgin





Patrick Crettenand





Philippe Es-Borrat





Gérard Follonier





Claude Mariéthoz





Daniel Pignat





Dominique Savioz





Gilbert Tornare





Mitglieder,








hat entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des kantonalen Gesetzes über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt, den Voranschlag des Kantons Wallis für das Jahr 2003 geprüft und unterbreitet Ihnen nachfolgenden Bericht.





�EINLEITUNG


Einige schwarze Zahlen in einem farblosen Voranschlag





Im Entwurf des Voranschlags 2003 ist der Ertrag der laufenden Rechnung mit Fr. 2'059.6 Mio. und der Aufwand mit Fr. 1'848.1 Mio. budgetiert. Die Selbstfinanzierungsmarge beträgt somit Fr. 211.5 Mio., dies entspricht einer Zunahme um Fr. 27.3 Mio. gegenüber der Rechnung 2001.





Nach dem Verbuchen der Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen von Fr. 203.2 Mio schliesst die laufende Rechnung mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 8.3 Mio. ab, was einem Rückgang um Fr. 14.2 Mio. gegenüber der Rechnung 2001 entspricht.





In der Investitionsrechnung sind Ausgaben von Fr. 493.3 Mio. und Einnahmen von Fr. 322.1 Mio. vorgesehen. Die Nettoinvestitionen belaufen sich damit auf Fr. 171.2 Mio. und liegen um Fr. 24.8 Mio. unter der Rechnung 2001. 





Bei einem Selbstfinanzierungsgrad der Nettoinvestitionen von 123.6 % wird mit einem Finanzierungsüberschuss von Fr. 40.3 Mio. gerechnet, der zu einer entsprechenden Abnahme der Verschuldung führt.





Durch die Abstimmung vom 22.09.2002 mit der Annahme des Verfassungsartikels über die Schulden- und Ausgabenbremse kommt diesen Eckwerten eine besondere Bedeutung zu. 





Zwei neue Einnahmequellen führen zu dieser finanziellen Verbesserung. Es sind dies: 





Erhöhung der Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank an die öffentlichen Körperschaften von Fr. 1.5 Milliarden auf Fr. 2.5 Milliarden ab dem 01.01.2003. Dieser Entscheid führt beim Kanton zu Mehreinnahmen in der Grössenordnung von Fr. 50 Mio. gegenüber der Rechnung 2001. 


Einführung der jährlichen postnumerando Besteuerung anstelle der bisherigen zweijährigen Vergangenheitsbesteuerung. Dies führt zu Mehreinnahmen von Fr. 52 Mio. gegenüber der Rechnung 2001. Ohne diese Änderung beliefen sich die Mehreinnahmen, gemäss Berechnung der Steuerverwaltung, auf Fr. 17 Mio. Die auf die Inflation und die höheren Einkommen bei den Lohnbezügern zurückzuführenden höheren Steuererträge werden teilweise durch Mindererträge in den übrigen Steuerbereichen kompensiert.


.


Diese zwei besonderen Gegebenheiten verdecken, dass die Regierung im Voranschlag 2003 keine der von ihr vorgesehenen strukturellen Massnahmen berücksichtigt hat. Diese Massnahmen gehen ebenfalls in Form von neun Punkten aus dem Schlussdokument des “Runden Tisches“ hervor. Weiter stellt die Fiko fest, dass die von ihr anlässlich der Überprüfung der Regierungsrichtlinien und des Finanzplanes gemachten Vorschläge im Voranschlagsentwurf 2003 des Staatsrates nicht berücksichtigt wurden. 





�
Einbindung des Voranschlagsentwurfs 2003 in den Finanzplan 2002 – 2005





Zur Erarbeitung des nachfolgenden Kapitels bat die Fiko das kantonale Finanzinspektorat um technische Unterstützung.
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�
Gleich zu Beginn dieses Berichtes kann festgehalten werden, dass im Voranschlagsentwurf für das Jahr 2003 weitgehend die Zahlen des Finanzplanes übernommen wurden und die Differenzen demnach relativ gering sind. Dennoch führen wir nachfolgend einige Erklärungen zu den festgestellten Abweichungen auf.





Der Aufwand der laufenden Rechnung ist um Fr. 21.9 Mio. höher als in der Finanzplanung. Die Differenzen finden sich vorwiegend in folgenden Bereichen:





Personalaufwand: + Fr. 10.5 Mio.


Eigene Beiträge (ohne Investitionscharakter): + Fr. 10.7 Mio.





Gemäss Angaben der Dienststelle für Personal und Organisation sowie der Sektion Gehälter bei der kantonalen Finanzverwaltung ist die Zunahme des Personalaufwandes zurückzuführen auf:





Nichtberücksichtigung der im Finanzplan vorgesehenen Karenzfrist bei der Neubesetzung von Stellen (Fr. 4 Mio.). 


Gewährung der letzten Tranche von 10 % des 13-ten Monatslohnes. Diese lineare Lohnerhöhung von 0.77 % ist in der Finanzplanung erst für das Jahr 2005 vorgesehen (Fr. 3 Mio.). 


Reklassierung des Personals der kantonalen Spitäler, die im Finanzplan nicht berücksichtigt wurde, obwohl sie bei der Erarbeitung bereits bekannt war (Fr. 1.3 Mio.). 


Teilweise Aufhebung der Anlaufstufen, die im Finanzplan für das Jahr 2003 nicht vorgesehen war (Fr. 0.8 Mio.).


Übrige Massnahmen (Fr. 1.4 Mio.)





Bei den eigenen Beiträgen (Subventionen ohne Investitionscharakter) ist die grösste Zunahme im Gesundheitswesen zu verzeichnen. Sie ist vorwiegend auf einen letzthin gefallenen Bundesgerichtsentscheid zurückzuführen, wonach sich die öffentlichen Haushalte an den Hospitalisierungskosten der Privatpatienten beteiligen müssen. 





Die Abnahme in der Rubrik “Anteile und Beiträge ohne Zweckbindung“ ist auf die geänderte Verbuchungsart des für die Fusionen und die Sanierung von Gemeinden vorgesehenen Betrages von Fr. 10 Mio. zurückzuführen. Im Voranschlag ist die Verbuchung nun als Spezialfinanzierung vorgesehen.





Gegenüber dem Finanzplan ist in der laufenden Rechnung der Ertrag um Fr. 10.8 Mio. höher veranschlagt. Dies ist vorwiegend auf die budgetierte Zunahme von Fr. 11.2 Mio. der Anteile und Beiträge ohne Zweckbindung (Bundesbeiträge) im Zusammenhang mit dem interkantonalen Finanzausgleich der direkten Bundessteuer (+ Fr. 7.5 Mio.) zurückzuführen.





Aufgrund dieser Ausführungen nimmt die Selbstfinanzierungsmarge im Budget 2003 gegenüber dem Finanzplan um Fr. 11.1 Mio. oder um 4.99 % ab.  





Die Nettoinvestitionen sind um Fr. 7.5 Mio. tiefer veranschlagt, was vorwiegend auf Kürzungen in folgenden Bereichen zurückzuführen ist: 





Mobiliar, Maschinen und Fahrzeuge: ./. Fr. 2 Mio. (eigene Investitionen)


Gesundheitswesen: ./. Fr. 2 Mio. (Beteiligungen an Investitionen Dritter)


Agrarkredite: ./. Fr. 2 Mio. (Darlehen und dauernde Beteiligungen).





Da die Selbstfinanzierungsmarge (./. Fr. 11.1 Mio.) in einem grösseren Umfang abnimmt als die Nettoinvestitionen (./. Fr. 7.5 Mio.), nimmt der Finanzierungsüberschuss gegenüber der Finanzplanung 2003 um Fr. 3.6 Mio. ab und beträgt noch Fr. 40.3 Mio.





Überprüfung der Umsetzung der Vorschläge der Fiko und der Beschlüsse des Parlamentes 





Im Bericht über die Regierungspolitik und den Finanzplan 2002 – 2005 hielt die Fiko fest: “Unter Vorbehalt der geforderten Änderungen kann sie sich mit dem Finanzplan einverstanden erklären.“





Inzwischen hat der Staatsrat zu den Vorschlägen der Fiko, abgesehen vom Voranschlagsentwurf für das Jahr 2003, der eine indirekte Antwort darstellt, nicht schriftlich Stellung genommen. Daher führt die Fiko nachfolgend nochmals ihre wichtigsten Forderungen bezüglich des Finanzplans für das Jahre 2003 auf und stellt Folgendes fest:





Anpassung der IHG-Kredite in den Jahren 2002 und 2003


Die Fiko verlangte, die Zahlungen, welche über den bestrittenen Fonds ausserhalb der ordentlichen Budgetierungsprozesse erfolgen sollten, im Voranschlag zu berücksichtigen. Daher sollte der Nettokredit von Fr. 10 Mio. in den Jahren 2002 und 2003 aufgestockt werden, um die bereits zugesprochenen Darlehen auszahlen zu können. Im Spezialbericht (Sitzung vom 11.09.2002) zur Gewährung eines Zusatzkredites für die Bezahlung von bewilligten Investitionshilfedarlehen (IHG) schlug die Fiko dem Parlament vor, für das Jahr 2002 einen Zusatzkredit von Fr. 13.7 Mio. zu gewähren, und forderte den Staatsrat auf, zum ordentlichen jährlichen Betrag von Fr. 10 Mio. zusätzlich Fr. 5.3 Mio. in den Voranschlag 2003 aufzunehmen.


Aus der Tabelle “Darlehen und dauernde Beteiligungen“ (Seite 23 des Budgetentwurfs 2003) geht hervor, dass für die IHG-Darlehen im Jahr 2003 ein Bruttokredit von Fr. 25.5 Mio. vorgesehen ist und dass nach Abzug der Anteile Dritter (Rückzahlungen) ein Nettokredit von Fr. 10 Mio. zur Verfügung steht. Es ist noch zu ergänzen, dass der Staatsrat am 28.09.2002 einen Nachtragskredit für das Jahr 2002 über Fr. 19 Mio. beantragt hat.


Am 3.10.2002 beschloss der Grosse Rat einen Zusatzkredit von Fr. 13.7 Mio. für das Jahr 2002 und Fr. 5.3 Mio. für das Jahr 2003 zu gewähren. Der Voranschlag 2003 muss entsprechend geändert werden.





Mindestens eine Verdoppelung des interkommunalen Finanzausgleichsfonds 


Die Forderung der Fiko umfasste die Erhöhung des Betrags von Fr. 16 Mio. auf Fr. 36 Mio. im Jahr 2003 verbunden mit der Streichung der neuen Budgetrubrik über Fr. 10 Mio. für Fusionen und Sanierungen von Gemeinden.


Aus der Tabelle “Anteile und Beiträge ohne Zweckbindung“ (Seite 12 des Budgetentwurfs) geht hervor, dass der Betrag im Voranschlag 2003 für den interkommunalen Finanzausgleich mit Fr. 16 Mio. unverändert blieb. Zudem sind weiterhin Fr. 10 Mio. für die Unterstützung der Gemeinden, nun jedoch als Spezialfinanzierung, vorgesehen (vgl. Kommentar Seite 16 des Budgetsentwurfs). 





Aus den vorangehenden Ausführungen ergibt sich, dass in bezug auf den Finanzausgleich im Voranschlag 2003 den Forderungen und Vorschlägen der Fiko nicht Rechnung getragen wurde. Es sei daran erinnert, dass der Grosse Rat eine Kürzung von Fr. 18 Mio. auf Fr. 16 Mio. des zur Hälfte durch den Kanton und die Gemeinden alimentierten Fonds inzwischen abgelehnt hat. Die Fiko verlangt, dass der Voranschlag entsprechend geändert und ihr Antrag über die Verdoppelung des Finanzausgleichsfonds (d.h. auf Fr. 36 Mio.) im Jahr 2003 berücksichtigt wird. Die Auszahlung der Beträge setzt neue Gesetzesgrundlagen voraus, über die das Parlament auf alle Fälle vorausgehend zu befinden hat (im Verlaufe des Jahres 2003). 








Reduktion der Investitionskredite der DGSE und Anpassung der buchmässigen Abschrei-bungen sowie Streichung der ausserordentlichen Abschreibungen 


In bezug auf die Spitalschulden vertrat die Fiko die Auffassung, dass diese von der Rubrik « Darlehen und Beteiligungen » auf die Rubrik « Investitionsbeiträge », die jährlich zu 20 % abgeschrieben werden, umzubuchen sind. Durch diese Umbuchung kann der Investitionskredit des DGSE jährlich um Fr. 18 Mio. gekürzt werden. Im vierjährigen Finanzplan wurden aufgrund der sich abzeichnenden guten Rechnungsergebnisse Abschreibungen auf den Darlehen von Fr. 150 Mio., in Tranchen von jährlich Fr. 50 Mio. ab 2003, vorgesehen.





Unter Punkt 7.4 « Abschreibungen » (Seite 11) des Budgetentwurfs 2003 geht hervor, dass eine ausserordentliche Abschreibung von Fr. 50 Mio. auf den Spitalschulden budgetiert ist. Erneut wurde ein Vorschlag der Fiko, in diesem Fall jener betreffend die Spitalschulden, im Voranschlagsentwurf 2003 nicht berücksichtigt. Die Fiko hält an ihrer Forderung fest und begründet ihre Haltung in einem besonderen Kapital auf Seite 21 unter den Ausführungen zum DGSE. 











Aufwand- und Ertragsentwicklung





Der Vergleich der Fiko zwischen dem Voranschlag 2003 und der Rechnung 2001 bietet den Abgeordneten zusätzliche Informationen und ermöglicht ihnen eine Gesamtsicht. Zu Vergleichszwecken wurden wie bei der Überprüfung des Finanzplanes 2002 – 2005 die ausserordentlichen Ereignisse aus der Rechnung 2001 eliminiert.








�Laufende Rechnung
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Korrekturen 2001


Fr. 276.3 Mio.: Unwetter Fr. 175.3 Mio. ; WEG: Fr. 101 Mio.


Fr. 199.8 Mio.: Unwetter, eingegangene Subventionen


Fr. 151.0 Mio.: WEG; Entnahme Spezialfinanzierungen


�



Die Darstellung des Voranschlags 2003 mit Hilfe von Indizes erleichtert dem Parlament, die Aufwand- und Ertragsentwicklung nach Kostenarten besser zu überblicken (Vergleichsbasis: Rechnung 2001). 





�EMBED Excel.Sheet.8���





�



Investitionsrechnung
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Nach Ausgabenart ergibt sich für die Investitionsrechnung folgendes Bild: 
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In der Rechnung 2001 sind in den Ausgaben unter Darlehen und Beteiligungen Fr. 50 Mio. an die WKB (ausserordentlich) enthalten.


�



Entwicklung der Nettoschuld





Im Bericht über die Regierungsrichtlinien und den Finanzplan hat die Fiko die Entwicklung der Nettoschuld im Verlaufe der vierjährigen Planungsperiode aufgezeigt. Gemäss dieser Aufstellung würde die Nettoschuld per 31.12.2003 Fr. 1'586'361'744.00 betragen.





Um die Entwicklung der Nettoschuld besser verfolgen zu können, haben wir aufgrund der uns heute zur Verfügung stehenden Informationen eine approximative Berechnung erstellt.
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Aus der Aufstellung geht hervor, dass die Nettoschuld gegenüber der Finanzplanung beachtlich ansteigt. Es ist allerdings zu beachten, dass allfällige Mehreinnahmen bei dieser Berechnung nicht berücksichtigt wurden. 


�DEPARTEMENT FÜR FINANZEN, LANDWIRTSCHAFT UND ÄUSSERE ANGELEGENHEITEN 


Steuerverwaltung





Gegenüber der Rechnung 2001 steigt der Ertrag im Voranschlagsentwurf des Staatsrates um mehr als Fr. 111 Mio. 








Anteile an den Bundessteuern





Der Kantonsanteil an den Bundessteuern steigt um Fr. 59 Mio. beziehungsweise um 26 % und zwar wie folgt: 
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Die SNB hat zudem im Einvernehmen mit dem Bund beschlossen, vom Jahr 2003 an die Gewinnausschüttung an die öffentlichen Körperschaften von Fr. 1.5 Milliarden auf Fr. 2.5 Milliarden zu erhöhen. Durch diesen Entscheid steigt der Anteil des Kantons um Fr. 49.8 Mio. oder um 56.58 % gegenüber der Rechnung 2001.











Kantonssteuern





Analyse der Bruttoeinkommen 1999 – 2000 und der Wachstumsrate





Das kantonale Nettosteuereinkommen in der Steuerperiode 2001 – 2002 betrug Fr. 8.3 Milliarden (durchschnittliches Einkommen 1999 – 2000). Gemäss Schätzungen der kantonalen Steuerverwaltung kann für das Jahr 2003 mit einem Steuereinkommen von Fr. 8.87 Milliarden gerechnet werden. Dies entspricht einer durchschnittlichen Zunahme von 6.94 %.


�



Im Einzelnen sieht die Entwicklung wie folgt aus:
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Analyse der Verteilung der Steuerpflichtigen entsprechend ihrem Einkommen: 
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Aus der Tabelle geht hervor, dass 2/3 der Steuerpflichtigen rund 25 % des Steuerertrages erbringen, währenddem rund 45 % des Steuerertrages auf 12 % der Steuerpflichtigen zurückzuführen ist. Die Fiko begrüsst die Anstrengungen der Regierung und der Gemeinden, den Zuzug neuer Steuerpflichtiger zu erleichtern. 





Gegenüber der Rechnung 2001 steigen die Steuereinnahmen um Fr. 52 Mio. Es ist dies die direkte Auswirkung vom Übergang der zweijährigen Vergangenheitsbesteuerung zur jährlichen postnumerando Besteuerung. 
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�Für das Jahr 2002 erfolgte die Veranlagung der Unselbständigerwerbenden aufgrund der durchschnittlich erzielten Einkommen in den Jahren 1999 und 2000. Für das Jahr 2003 wird die Veranlagung auf der Basis des effektiv erzielten Einkommens im Jahr 2003 vorgenommen werden. Einzig aufgrund dieser Umstellung steigen die Einkommen um 4.5%. Weiter kommt hinzu, dass die Skala der Steuerbelastung unverändert bleibt und somit die höheren Einkommen zu einer Zunahme des Steuerertrages bei den natürlichen Personen von 7 bis 8 % führen. Die Entwicklung der verschiedenen Steuererträge zwischen der Rechnung 2001 und dem Voranschlag 2003 geht aus folgender Aufstellung hervor:
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Für das Jahr 2003 werden die Steuerpflichtigen die Steuererklärung im Jahr 2004 ausfüllen. Die Akontozahlungen werden auf der Grundlage jener der Jahre 2001 und 2002 erhoben, jedoch erhöht um einen noch vom Staatsrat festzulegenden Prozentsatz. 





Die Fiko verlangt, dass der Staatsrat bis zur Parlamentssession den durch die Gemeinden anzuwendenden Prozentsatz bestimmt und das Parlament über die Direktiven zu Handen der Gemeinden betreffend den Steuerbezug informiert. 





�Es wird auch festgestellt, dass die Gemeinden mehr und mehr bereit sind, an den Einschätzungsarbeiten mitzuarbeiten. Die Fiko begrüsst diese an der Front vorgenommene Kontrolltätigkeit, verlangt aber, dass der Staatsrat die Gemeinden für ihre Einschätzungsarbeiten angemessen entschädigt. 





Die im Kanton steuerpflichtigen Personen halten sich, wie die Situation per 21.09.2002 zeigt, gut an die Fälligkeiten der Akontozahlungen (Beträge in Fr. Mio.):
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Aus der Aufstellung geht hervor, dass 70.3 % der natürlichen Personen, die mehr als 80 % des Steuerertrags erbringen, am 21.09.2002 alle ihre Steuern oder die verlangten Akontozahlungen bereits bezahlt hatten.








Dienststelle für Personal und Organisation





Von einer lockeren zu einer straffen Verwaltungsführung





Der “Runde Tisch“ hat anfangs 2002 den Vorschlag des Staatsrates, für die Planungsperiode 2002- 2005 einen Personalstopp einzuführen, angenommen. Die einzigen Ausnahmen waren die vorgesehenen und bereits bewilligten Stellen für die Pädagogische Hochschule und für die Berufsschulen.





In der Vergangenheit sowie auch im Laufe der Jahre 2001 und 2002 wurden zahlreiche Stellen neu geschaffen und besetzt.





Im Bericht zur Staatsrechnung 2001 forderte die Fiko den Staatsrat auf, inskünftig nur noch auf begründete Gesuche, denen die Stellenbeschreibung und das Pflichtenheft beiliegen, einzutreten.





Im Bericht zum Voranschlag für das Jahr 2002 hielt die Fiko fest, dass sie die Schaffung neuer Stellen mit der Begründung, dass sich diese ganz oder teilweise selber finanzieren würden, nicht akzeptieren könne.





�Im Bericht über die Regierungsrichtlinien und den Finanzplan 2002 - 2005 erinnerte die Fiko den Staatsrat an seine Absicht, den Personalbestand zu plafonieren (Personalstopp). Damit diese Massnahme nicht nur Programm bleibt, verlangte die Fiko in ihrem Bericht:


dass jedes Jahr in der Rechnung folgende Angaben aufgeführt werden:


die Anzahl Stellen, umgerechnet auf Vollzeitstellen;


die Anzahl der vom Kanton entlöhnten Aushilfen;


die Anzahl Aushilfen, die über Personalvermittlungsbüros entlöhnt werden;





dass die Stellenbewirtschaftung brutto zu erfolgen hat. Es geht nicht an, dass Einnahmen in Abzug gebracht werden und nur der verbleibende Saldo im Personalbestand berücksichtigt wird;





dass die ständigen Kommissionen im Rahmen des Verwaltungsberichtes des Staatsrates über Stellenverschiebungen innerhalb der Dienststellen, der Departemente oder des Kantons informiert werden.








Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung des vom Kanton entlöhnten Personalbestandes. Die Angaben basieren auf den Stellenplänen, allerdings ohne Berücksichtigung der Aushilfen.
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Quelle: Kantonale Dienststelle für Personal und Organisation





�



Aus der nachfolgenden Tabelle geht der Personalaufwand inklusiv die Entschädigungen an die Aushilfen hervor (ohne kommunales Lehrpersonal):
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Insgesamt kann in bezug auf die Personalpolitik festgehalten werden, dass sich der Staatsrat nicht an den Personalstopp hält. Zudem bedauert die Fiko, dass immer mehr Arbeitsplätze, insbesondere bei den grossen Infrastrukturprojekten, von der Privatwirtschaft in Richtung Verwaltung verschoben werden. 





�DEPARTEMENT FÜR GESUNDHEIT, SOZIALWESEN UND ENERGIE 





Die Fiko hat den Präsidenten des Walliser Gesundheitsnetzes (WGN), Dr. Raymond Pernet, angehört. Einleitend wies er darauf hin, dass die Krankenkassenprämien für das Jahr 2003 massiv ansteigen werden, jedoch die Kosten im Gesundheitswesen nicht gleichermassen angestiegen sind. Grosse Besorgnis besteht in bezug auf den vom Bundesrat noch zu fällenden wichtigen Entscheid über die hinterlegten Rekurse durch die Versicherer für das Jahr 2001 sowie über die Rekurse der Versicherer und Spitäler betreffend die vom Staatsrat festgelegten Tarife für das Jahr 2002. Dr. Pernet ist der Auffassung, dass, sofern der Bundesrat die harte Linie des Preisüberwachers befolgt, mit beachtlichen zusätzlichen Kosten für die öffentliche Hand (Kanton und Gemeinden) zu rechnen ist. Die Grössenordnung liegt zwischen Fr. 20 und Fr. 25 Mio. pro Jahr, sofern die Kosten betreffend die mangelnde Transparenz, die Ausbildung und das konsolidierte Defizit der Spitäler (2001: Fr. 11 Mio.) mitberücksichtigt werden. Die Fiko stellt fest, dass im Voranschlag 2003 kein Betrag für eventuelle Nachzahlungen für die Jahre 2001 (für 2001 noch provisorische Rechnungsabschlüsse) und 2002 aufgenommen worden ist. Es ist jedoch festzuhalten, dass der Grosse Rat noch über die Kostenaufteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden für die Jahre 2001 und 2002 zu entscheiden und zu diesem Zeitpunkt auch über die Zusatzkredite zu befinden haben wird.





Die Fiko hat auch die Statistik des Bundesamtes für Gesundheitswesen zur Kenntnis genommen. Daraus geht hervor, dass im Jahr 2000 im Wallis die Fallkosten pro Hospitalisierung gesamtschweizerisch am niedrigsten waren (Fr. 5'700.00). Sie lagen 31 % unter dem schweizerischen Durchschnitt. Inzwischen wurden dem Pflegepersonal gerechtfertigte Lohnanpassungen gewährt, die sicher Auswirkung auf diese Rangliste haben werden. 





Bedingt durch die hängigen Rekurse beim Bundesrat müssen die Spitäler ihre Leistungen aufgrund der letzten, nicht angefochtenen, homologierten Tarifvereinbarung (1999) fakturieren. Daraus ergeben sich immer grössere Betriebsdefizite, zurückzuführen auf die vom Grossen Rat auf Antrag des Staatsrates beschlossenen Lohnerhöhungen (der Lohnaufwand entspricht 72 % der Spitalkosten), aber auch zurückzuführen auf die neuen gesetzlichen Bestimmungen des Bundes über das Arbeitsrecht und das Bundesgesetz über Heilmittel. Der Staatsrat hat übrigens eine Verordnung über das WGN erlassen, welche die Gemeinden verpflichtet, die Defizite der Spitäler zu übernehmen. Somit haben die Gemeinden, die sich zu den vom Grossen Rat auf Vorschlag des Staatsrates beschlossenen Lohnanpassungen nicht äussern konnten, die entsprechenden finanziellen Konsequenzen zu tragen. Die Lohnerhöhungen betrugen im Jahr 2000 2.5 %, im Jahr 2001 5 % und im Jahr 2002 6,25 %, insgesamt 14.35 %. Die Fiko fordert das Parlament auf, diesem Umstand bei der Behandlung der Nachtragskredite für die Jahre 2001 und 2002 im Anschluss an den Entscheid des Bundesrates Rechnung zu tragen. 





�Wer zahlt wieviel?





Bei den Ausführungen des Präsidenten des Walliser Gesundheitsnetzes über die gegenwärtige Situation hat die Fiko auch die Zusammensetzung der Spitaleinnahmen zur Kenntnis genommen. Dabei ergeben sich folgende Werte:





											Prozente


Versicherer KVG									   33.89%


Kanton										   27.33%


Gemeinden										    6.52%


Übrige Garanten (UVG, MV, Private, Ausländer, Ausserkantonale, ...)		   32.30%





Es handelt sich hier um Durchschnittswerte, die in den einzelnen Spitälern, bedingt durch die unterschiedliche Herkunft der Patienten (Ausländer, Ausserkantonale, Privat, ...), recht verschieden sein können.





Es ist auch zu erwähnen, dass das kantonale Finanzinspektorat bei der 2001 durchgeführten Kontrolle der Kostenrechnungen 1999 feststellte, dass die KVG-Tarife nicht kostendeckend sind.





Da die Tarife der verschiedenen Garanten unterschiedlich sind, können die Einnahmen von einem Spital zum anderen beachtlich schwanken. Die Tarifunterschiede haben somit einen direkten Einfluss auf das Betriebergebnis eines Spitals. 





Daher sollte ein kantonaler Fonds, der durch die Tarifdifferenzen geäufnet wird, geschaffen werden. Damit würde verhindert, dass die unterschiedlichen Tarife des stationären Bereichs (KVG, Ausserkantonale ...) die Betriebsergebnisse der Spitäler beeinflussen. Der Fonds müsste auf einer einheitlichen Kostenrechnung basieren, die durch eine unabhängige Instanz kontrolliert wird (z.B. kantonales Finanzinspektorat). 





Die Lohnerhöhungen werden auf Vorschlag des Staatsrates, ohne Konsultation der übrigen Partner (Versicherer KVG, Versicherer UVG ...), durch den Grossen Rat beschlossen. Diese haben die Möglichkeit, die vom Parlament beschlossenen Erhöhungen auch abzulehnen. Dies hat bedeutende Konsequenzen auf die anfallenden Kosten zu Lasten der öffentlichen Körperschaften und deren Aufteilung zur Folge. Der Anteil der Gemeinden steigt in einem beunruhigendem Masse, währenddem jener des Kantons stabil bleibt. Im Gesundheitsgesetz ist jedoch der Rahmen wie folgt festgelegt: der Kanton übernimmt 80 % und die Gemeinden 20 % der Kosten zu Lasten der öffentlichen Hand. Wie sieht aber die Wirklichkeit aus?





Aus der nachfolgenden Tabelle geht die Kostenaufteilung zwischen Kanton und Gemeinden hervor (Zahlen übermittelt von der Dienststelle für Gesundheitswesen):
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Diese Tabelle zeigt, dass die vom Parlament beschlossene Gesetzgebung zu Verzerrungen führt und zusätzliche Kosten auf die Gemeinden abgewälzt werden. Der Gemeindeanteil an den Kosten zu Lasten der öffentlichen Hand für das Jahr 2001 stieg von den eigentlich festgelegten 20 % auf (provisorische) 28.7 % an.





Die Fiko ist der Meinung, dass die von den Gemeinden zu tragenden Spitalkosten deren finanziellen Möglichkeiten bei weitem übersteigen. Unter diesen Bedingungen werden die Walliser Gemeinden, die sonst bereits mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben, bald Darlehen aufnehmen müssen, um ihre Beteiligung an den Gesundheitskosten bezahlen zu können. Die Selbstfinanzierungsmarge vermag die Spitalkosten nicht mehr zu decken. 





Ein möglicher Weg, um dieser Situation Abhilfe zu schaffen, liegt in der Kantonalisierung der Spitäler. Bei der Überprüfung der Regierungsrichtlinien und des Finanzplanes hatte die Fiko angeregt, eine Studie über die Verstaatlichung des Gesundheitswesens zu erstellen. Die Fiko wiederholt ihre Forderung und wird aufgrund der besorgniserregenden Situation eine dringliche Motion betreffend die Kantonalisierung der Akut- und Chronischkrankenspitäler einreichen. Mit 8 Ja-, einer Nein-Stimme und 2 Enthaltungen stimmte die Fiko dem Grundsatz einer dringlichen Motion zu.





Die Kantonalisierung würde übrigens die Legitimität des Gesundheitsnetzes untermauern.





Eine besondere Aufmerksamkeit ist auf die Entwicklung des Lohnaufwandes in den kantonalen Spitälern zu richten. Aus einer Analyse des Finanzinspektorates, die der Fiko abgegeben wurde, geht hervor, dass der Lohnaufwand der Institutionen für Psychiatrie (Malévoz) im Voranschlag 2003 gegenüber der Rechnung 2000 um mehr als Fr. 6 Mio. angestiegen ist. Beim Walliser Zentrum für Pneumologie (WZP) beträgt die Zunahme Fr. 2 Mio. Da die Verwaltungsführung dieser zwei Anstalten auf der Grundlage des Politkontraktes zwischen der Regierung und dem Parlament erfolgt, können die zentralen Dienststellen keinen direkten Einfluss mehr auf die Kostenentwicklung nehmen. Es ist dabei zu beachten, dass im Rahmen des Projektes “Verwaltung 2000“ im Jahre 1994 für beide Betriebe die Personalbedürfnisse überprüft wurden.





Spitalschulden





1988 hatte der Grosse Rat beschlossen, dass die jährlichen Zins- und Amortisationskosten auf den vor dem 31.12.1989 bewilligten Investitionen ab dem 01.01.1991 vollumfänglich vom Kanton übernommen werden.





Um eine effizientere Bewirtschaftung zu erreichen und von den günstigeren Zinskonditionen profitieren zu können, hat der Kanton im Laufe der Jahre die Verwaltung dieser Darlehen übernommen. Jeweils bei der Erneuerung von Darlehen, die ursprünglich von den Spitälern direkt aufgenommen wurden, besorgte der Kanton die Finanzierung über eigene Darlehensaufnahmen.





Am 31.12 2001 belaufen sich die Verpflichtungen des Kantons auf Fr. 217’937’760.00.





�Von diesem Betrag wurden Fr. 204'697'760.00 durch den Kanton finanziert, die in der Staatsbilanz als Darlehen des Verwaltungsvermögens ausgewiesen sind. Die Differenz wird ausserhalb der Rechnung durch die Finanzverwaltung verwaltet (noch bestehende Verträge zwischen Spitälern und Banken). Der Übertrag der Darlehen vom Finanz- ins Verwaltungsvermögen erfolgte 1998 mit der Einführung des SAP-Systems.





Gemäss bisheriger, aktueller Praxis werden die Darlehen über jährliche Investitionskredite der Dienststelle für Gesundheitswesen zurückbezahlt (noch während etwa 20 Jahren).





Die Fiko teilt die Auffassung des Staatsrates, dass die seit der Übernahme der Spitalschulden im Jahre 1990 bestehende buchhalterische Besonderheit zu bereinigen ist. Sie erinnert an ihren Vorschlag im Bericht zum Finanzplan, d.h, die umgehende Umbuchung der Darlehen von der Rubrik “Darlehen und Beteiligungen“ auf die Rubrik “Investitionsbeiträge“, die jährlich mit 20 % abgeschrieben wird. Dieses Vorgehen ist auch für Vergleiche über die Entwicklung der Jahresrechnungen angemessener.





Es darf auch nicht ausser Acht gelassen werden, dass bei der Abschreibung eines Darlehens (selbst wenn es im Verwaltungsvermögen figuriert), dieses vorerst in das Finanzvermögen übertragen wird und erst dann die Abschreibung (Verlust) über die Rubrik 330 (Abschreibungen des Finanzvermögens) erfolgt. Eine Abschreibung in dieser Art hat einen direkten Einfluss auf die Selbstfinanzierungsmarge (z.B. IHG-Darlehen). Der vom Staatsrat im Budget 2003 gemachte Vorschlag stimmt somit nicht mit seiner gegenwärtigen Praxis über die Abschreibung von Darlehen überein. 





Die vom Staatsrat vorgeschlagene Variante hat nach Ansicht der Fiko einzig zum Ziel, unter Beibehaltung einer guten Selbstfinanzierungsmarge und eines Finanzierungsüberschusses, den Ertragsüberschuss zu schmälern.





Die Fiko kann daher den Vorschlag des Staatsrates nicht akzeptieren und verlangt eine entsprechende Änderung des Budgets.





Im Bericht zu den Regierungsrichtlinien und dem Finanzplan 2002 – 2005 beantragte die Fiko im Zusammenhang mit den Spitalschulden eine jährliche Kürzung des Investitionsbudgets um Fr. 18 Mio. Nach Überprüfung hält sie an ihrer Forderung fest, verlangt jedoch, dass die notwendigen Beträge zur Zahlung der Zinsen und Amortisationen der noch nicht vom Kanton gewährten Darlehen (Fr. 880'000.00 am 31.12.2002) im Voranschlag 2003 berücksichtigt werden.





Die Kürzung des Investitionsbudgets hat zur Folge, dass die Finanzverwaltung im Jahre 2003 keine entsprechenden Zinserträge (Fr. 8.3 Mio.) verbuchen kann, was einen direkten Einfluss auf die Selbstfinanzierungsmarge hat. Auch wird sie in der Investitionsrechnung keine Rückzahlung der Darlehen (Fr. 9.4 Mio.) verbuchen können. In bezug auf die Finanzrechnung wird der Einnahmenausfall durch die Investitionskürzung bei der Dienststelle für Gesundheitswesen kompensiert.  

















�DEPARTEMENT FÜR ERZIEHUNG, KULTUR UND SPORT





In der nachfolgenden Tabelle führen wir die Abweichungen zwischen dem Voranschlag 2003 und dem Voranschlag 2002 auf.
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Dienststelle für Unterrichtswesen


Gehälter des Lehrpersonals





Die Zunahme der Gehälter ist insbesondere zurückzuführen auf:





die Berücksichtigung der Teuerung von 0.5 % für das Jahr 2003;


die Gewährung der letzten Tranche des 13. Monatslohnes (0.77 %). 





Subventionen





Seit mehreren Jahren fordert die Fiko das DEKS auf, den Schulen und Gemeinden Globalbudgets zu gewähren und gleichzeitig allen Schulen einen verbindlichen, einheitlichen Kontenplan vorzugeben. Diese Massnahme würde die Transparenz verbessern und zu substantiellen Einsparungen beim Personal führen. Der Staatsrat ist aufgefordert, zu dieser wiederholten Forderung vor der Schlussdebatte zum Voranschlag 2003 Stellung zu nehmen. 








�Dienststelle für tertiäre Bildung





Der vom Departement für Gesundheit, Sozialwesen und Energie übertragene Betrag von Fr. 14'750'000.00 teilt sich wie folgt auf :  
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FH – GS (Fachhochschule Westschweiz für Gesundheit und Soziale Arbeit)


Budget 2002





Das Gesetz über die Fachhochschule Wallis für Gesundheit und Soziale Arbeit (FHW-GS) ist auf den 1.10.2002 in Kraft getreten. Ab diesem Datum laufen die Aufwendungen für die Walliser Schule für Gesundheits- und Krankenpflege, die Physiotherapieschule in Leukerbad sowie die Beiträge an verschiedene Ausbildungsstätten (Westschweizer Vereinbarung über Ausbildung in Gesundheitsberufen, Rotes Kreuz, Ausbildung in Gesundheitsberufen in der deutschen Schweiz) nicht mehr über das DGSE, sondern über das DEKS.





Die bestehenden Arbeitsverträge wurden gekündigt und ab dem 1.10.2002 wurden für alle Angestellten Verträge mit der neu geschaffenen Institution abgeschlossen.





Im Voranschlag 2002 wurde ein Betrag von Fr. 14.38 Mio. aufgenommen.





Für das Jahr 2003 wurden insgesamt Fr. 15.3 Mio. in den Voranschlag aufgenommen. Dies entspricht einer Zunahme von 6.4 %.








Hochschule Wallis (HEVs)





Wir stellen fest, dass die Kosten pro Student beachtlich abnehmen und sich dem schweizerischen Durchschnitt nähern (HEVs: Fr. 32'472; Schweiz: Fr. 31'500).





Ziel ist es, im Jahr 2003 das schweizerische Mittel zu erreichen. Wäre es nicht möglich, die Kosten unter diesen Durchschnitt zu senken?





Die Fachhochschule Westschweiz weist Verwaltungskosten von Fr. 1’000.00 pro Student aus. Die Fiko findet diesen Betrag überrissen und fordert den Staatsrat auf, in Übereinstimmung mit den anderen Kantonen alles zu unternehmen, um diese Kosten zu senken.


�DEPARTEMENT FÜR VOLKSWIRTSCHAFT, INSTITUTIONEN UND SICHERHEIT 


Sekretariat der Wirtschaftspolitik (Seco)





Im Voranschlag dieser Dienststelle sind die Aufwendungen in Zusammenhang mit der Anstellung der zwei Verantwortlichen für die regionalen Wirtschaftsantennen sowie für den Wirtschaftsrat nicht enthalten.





In der Überzeugung, dass die finanzielle Situation des Kantons stark von einer gezielten und effizienten Wirtschaftsförderung abhängt (return on investment), verlangt die Fiko, dem Direktor des Seco die notwendigen Mittel und Instrumente zur Verfügung zu stellen,





Aufgrund der vorangehenden Ausführungen sollte das Budget dieser Dienststelle wie folgt angepasst werden:
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Dennoch halten wir den Staatsrat an, sich an sein abgegebenes Versprechen zu halten: “dass diese Organisation zu keinen neuen Mehrkosten führen werde, da Ausgabenkürzungen in anderen Bereichen (wie etwa die Beiträge an die GEWAG) zur Finanzierung genügen.“ Die Fiko hat sich auch in diesem Sinne im Bericht über die Regierungsrichtlinien und den Finanzplan ausgesprochen. 





Die Fiko fordert den Staatsrat auf, die budgetierten Beträge für Dienstleistungsaufträge an die nachfolgenden Organisationen von der Dienstelle für Tourismus- und Wirtschaftsförderung auf das Seco zu übertragen:


Kompetenzzentrum für Finanzhilfen


CIMTEC Valais


Walliser Industrie- und Handelskammer


Information-Wallis





Die Konsolidierung der zur Verfügung stehenden Instrumente und Mittel ist Voraussetzung für eine glaubwürdige Wirtschaftspolitik. 


�



DEPARTEMENT FÜR VERKEHR, BAU UND UMWELT


Dienststelle für Strassen- und Flussbau





Nationalstrasse / Dritte Rohnekorrektur





Die von den Angestellten der verschiedenen Dienststellen des DVBU erbrachten Leistungen für diese Bauwerke sind aufgrund des harmonisierten Rechnungsmodells als Investitionen zu verbuchen. Bei den Beiträgen des Bundes handelt es sich um Investitionsbeiträge und es ist daher unzulässig, diese über die laufende Rechnung zu verbuchen. Daher sind die Leistungen der Angestellten als Ertrag der laufenden Rechnung über die Rubrik 438 (Eigenleistungen für Investitionen) zu erfassen. Die Gegenbuchung erfolgt über die Rubrik 501 (Eigenleistungen für Investitionen) der Investitionsrechnung. Mit diesem Verbuchungsmodus gehen die in die Investitionsrechnung übertragenen Aufwendungen (Personal und übrige Aufwendungen) auch aus der laufenden Rechnung hervor und somit ist die Transparenz gewährleistet. 





Es kann auch festgehalten werden, dass diese Verbuchungsart bereits für die Kantonsstrassen angewendet wird.





Die Fiko fordert, dass der Staatsrat den Vorschlag des Dienstchefs der Finanzverwaltung, der auf dem harmonisierten Rechnungsmodell basiert, unterstützt. Zudem ist dieser Verbuchungsmodus für alle Investitionssubventionen anzuwenden, damit in allen Departementen einheitlich verbucht wird. 





Dienststelle für Hochbau, Denkmalpflege und Archäologie





Der Staat ist Eigentümer von rund 400 Gebäuden, deren Neuwert auf Fr. 1 Milliarde geschätzt wird. 





Wie in den vergangenen Jahren (vgl. vorangehende Berichte der Fiko) genügt der im Voranschlag 2003 budgetierte Betrag (Fr. 5.5 Mio.) nicht für den Unterhalt der Gebäude, um deren Wert auf 80 % des Neuwertes zu halten, wie dies das Modell “Schröder“, das in diesem Bereich als Referenz gilt, empfiehlt. 





Für die Fiko wird hier am falschen Ort gespart und sie befürchtet, dass uns diese “Einsparungen“ in kommenden Jahren teuer zu stehen kommen werden. 











�Voraussehbare Kostenüberschreitung bei den Gebäuden « Mayennets » und « Ancienne Caisse d’Epargne », die für das Hochbauamt und die Dienststelle für Informatik bestimmt sind. 





Am 15. Mai 2001 gewährte der Grosse Rat dem Staatsrat einen Verpflichtungskredit von Fr. 12 Mio. zu folgendem Zweck:





Fr. 5.5 Mio. für den Kauf der zwei Gebäude


Fr. 4.0 Mio. für die Kosten der Sicherung der Gebäude und die Überführung


	des Rechenzentrums


Fr. 2.5 Mio. für die Erneuerungskosten und die Ausstattung der Gebäude





Die Kostenüberschreitung, die zur Zeit überprüft wird, beläuft sich auf mehrere Millionen Franken. Das Departement hat die Fiko nicht offiziell über den Sachverhalt informiert. Die Fiko fordert daher die Geschäftsprüfungskommission auf, möglichst rasch zu intervenieren und das Parlament über die bedeutende Kostenüberschreitung zu informieren. 








�SCHLUSSFOLGERUNGEN





Die Zahlen des Voranschlags 2003, der mit einer Selbstfinanzierungsmarge von Fr. 211.5 Mio. und einem Ertragsüberschuss von Fr. 8.3 Mio. abschliesst, sind sehr aufschlussreich.  





Die Mehreinnahmen von Fr. 125.3 Mio. gegenüber der bereinigten Rechnung 2001 (vgl. Seite 8) sind vorwiegend auf folgende exogene Faktoren ausserhalb der Verwaltung zurückzuführen:





Steuern (+ Fr. 56 Mio.)


Patente und Konzessionen (+ Fr. 49.7 Mio.)


Anteil an den Bundeseinnahmen (+ Fr. 57 Mio.)





Die Aufwandzunahme von Fr. 103.2 Mio. absorbiert mehr als 80 % der Mehreinnahmen, ohne dass konkrete Vorschläge für strukturelle Einsparungen unterbreitet werden.





Die massive Zustimmung der Walliser Bevölkerung zur Schulden- und Ausgabenbremse und somit zur Verbesserung der öffentlichen Finanzen hat keine Auswirkung auf den Voranschlag des Staatsrates für das Jahr 2003 gehabt. Wohl könnte man meinen, die Schuldenbremse sei eingehalten worden. In Wirklichkeit ist dies jedoch reiner Zufall, zurückzuführen auf exogene Faktoren und nicht auf den angeblich entschlossenen Willen des Staatsrates, strukturelle Sparmassnahmen vorzuschlagen.





Aufgrund der Überprüfung des vorliegenden Voranschlags und den im Bericht über die Regierungsrichtlinien und den Finanzplan 2002 – 2005 gemachten Ausführungen, verlangt die Fiko, den Voranschlag 2003 wie folgt zu ändern:





Erhöhung des Nettobetrages für die IHG-Darlehen um Fr. 5.3 Mio. (vgl. Seite 6);


Erhöhung des Finanzausgleichsfonds um Fr. 2 Mio. (von Fr. 16 auf Fr. 18 Mio.) entsprechend dem Beschluss des Grossen Rates im Herbst 2002 (vgl. Seite 6); 


Anpassung des Voranschlags des Sekretariats für Wirtschaftspolitik (Seco) (vgl. Seite 25);


Übertragung der in der Dienststelle für Tourismus- und Wirtschaftsförderung budgetierten Beträge für Dienstleistungsaufträge (Kompetenzentrum für Finanzhilfen, Cimtec-Valais, Walliser Industrie- und Handelskammer und Information-Wallis) auf das Budget des Seco ( vgl. Seite 25);


Erhöhung des Betrages des Finanzausgleichsfonds (von Fr. 18 auf Fr. 36 Mio.) und gleichzeitige Streichung des Betrages von Fr. 10 Mio. in der neuen Budgetrubrik “Fusionen und Sanierungen von Gemeinden“. Die neuen Gesetzesbestimmungen für die Verteilung des Finanzausgleichs sind so rasch als möglich dem Parlament zu unterbreiten, damit sie im Verlaufe des Jahres 2003 in Kraft treten können (vgl. Seite 7);


Umbuchung der Spitalschulden von der Rubrik “Darlehen und Beteiligungen“ auf die Rubrik “Investitionsbeiträge“ (vgl. Seite 22);


Streichung der ausserordentlichen Abschreibung von Fr. 50 Mio. auf den Spitalschulden (vgl. Seite 22);


Anpassung der ordentlichen Abschreibungen von 20 % bedingt durch die Umbuchung (vgl. Seite 22);


Reduktion des Investitionskredits zur Rückzahlung der Spitalschulden von Fr. 18 Mio. auf Fr. 0.3 Mio. Dieser Betrag ist notwendig für die Zahlung der Zinsen und Amortisationen der noch nicht vom Kanton übernommenen Darlehen (vgl. Seite 22). 








Auswirkungen auf die laufende Rechnung





Die aufgeführten Änderungen haben folgende Auswirkungen auf die laufende Rechnung: 





Ertrag gemäss Voranschlagsentwurf 2003	2'059.6 Mio.�Aufwand gemäss Voranschlagsentwurf 2003	1'848.1 Mio.


Selbstfinanzierungsmarge 	211.5 Mio.


Verlangte Korrekturen betreffend den Finanzausgleich 


(+ 1 + 18 ./. 10 Mio.)	 ./.   9.0 Mio.


Wegfall des Zinsertrages bei der kantonalen  


Finanzverwaltung (KFV) betreffend die Spitalschulden	./.    8.3 Mio.





Selbstfinanzierungsmarge korrigiert	194.2 Mio.








Auswirkungen auf die Investitionsrechnung





Die aufgeführten Änderungen haben folgende Auswirkungen auf die Investitionsrechnung: 





Ausgaben gemäss Voranschlagsentwurf 2003	493.3 Mio.


Einnahmen gemäss Voranschlagsentwurf 2003	322.1 Mio.


Nettoinvestitionen	171.2 Mio.





Beantragte Korrekturen:





Erhöhung der IHG-Kredite	5.3 Mio.


Kürzung des Kredits beim DGSE betr. Spitalschulden	 ./. 17.7 Mio.


Wegfall der Darlehensrückzahlungen bei der KFV betreffend 


die Spitalschulden	9.4 Mio.


Nettoinvestitionen korrigiert	168.2 Mio.








Auswirkungen auf den Finanzierungsüberschuss





Mit diesen Änderungen beträgt der Finanzierungsüberschuss Fr. 26 Mio. (Voran-schlagsentwurf Fr. 40.3). 


�






Hat der Kanton die Piloteinheiten noch im Griff?





Die Fiko erinnert daran, dass sie im Jahr 2001 ein Audit über die Erfahrungen in den 6 Piloteinheiten mit den Experimentierklauseln verlangte. Dieser Bericht lässt immer noch auf sich warten, obschon die Versuchsphase verlängert worden ist. Sind die Regeln der neuen Verwaltungsführung an ihre Grenzen gestossen? Die sich abzeichnenden bedeutenden Budgetüberschreitungen bei den zwei kantonalen Krankenanstalten, die der Dienstelle für Gesundheitswesen (Piloteinheit) angliedert sind, sowie die approximative Kostenschätzung des Hochbauamtes (ebenfalls eine Piloteinheit) für den Umbau des Gebäudes der “Ancienne Caisse d’Epargne“ (Mehrkosten von mehreren Millionen) lassen dies die Fiko zumindest vermuten.











Wo sind die Strukturreformen geblieben?





Im Bericht an den Grossen Rat über die Regierungsrichtlinien und den Finanzplan 2002 – 2005 führte der Staatsrat aus: “Aufgrund der anlässlich des Runden Tisches geäusserten Vorschläge verpflichtet sich der Staatsrat dazu, die Angemessenheit, die Machbarkeit und die Auswirkungen von neun Reform- und Restrukturierungsstossrichtungen zu prüfen“. Auf die Frage, wo die Strukturreformen geblieben sind, fand die Fiko im Voranschlag 2003 keine Antwort. Sie legt daher die neun Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte zur Erinnerung im Anhang bei.








In bezug auf die im Bericht über die Regierungsrichtlinien und dem Finanzplan 2002 – 2005 aufgeführten Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte erwartet die Fiko mehr als nur Absichtserklärungen. Sie fordert daher den Staatsrat auf, vor der Schlussabstimmung über den Voranschlag 2003 dem Parlament schriftlich konkrete Vorschläge mit einem Terminplan über deren Umsetzung im Jahr 2003 vorzulegen. Erst nach Vorliegen dieser Unterlagen wird die Fiko dem Parlament ihre Empfehlung über Annahme oder Ablehnung des Budgets unterbreiten. 





�Die Fiko dankt dem Staatsrat und den MitarbeiterInnen in den Dienststellen und Anstalten für ihre Mitarbeit und Auskunftsbereitschaft, die zur Erfüllung dieses Mandates im Auftrag des Grossen Rates unerlässlich waren. 





Der vorliegende Bericht wurde von den 10 anwesenden Mitgliedern einstimmig angenommen.








DIE FINANZKOMMISSION DES GROSSEN RATES :








Der Präsident:�
Der Vizepräsident:�
Der Berichterstatter französischer Sprache:�
Der Berichterstatter deutscher Sprache:�
�
�
�
�
�
�
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��
��
��
�
�
�
�
�
�
Albert Arlettaz�
Louis Ursprung�
Dominique Epiney�
Norbert Brenner�
�
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